







Anlage 1 zu GRDrs 664 /2016

Ausführliche Begründung 
Die aktuelle Friedhofssatzung wurde am 21.November 2013 beschlossen und ist zum 01.03.2014 in Kraft getreten. 

Insbesondere aufgrund aktueller Rechtsprechung zum Verbot der Verwendung von Grabsteinen aus Kinderarbeit sowie zum Umgang mit nach einer Kremation verbleibenden metallischen Rückständen, aber auch aufgrund politischer Entwicklungen zu verschiedenen Themen der Friedhofs- und Bestattungskultur sind Änderungen der derzeit gültigen Friedhofssatzung erforderlich:
Zum 1.04.2014 wurde das Bestattungsgesetz Baden-Württemberg geändert. Um insbesondere Muslimen eine Bestattung entsprechend ihrer Riten zu ermöglichen, wurde die Sargpflicht gelockert. Diese Lockerung sollte auch in der Friedhofssatzung berücksichtigt werden.

Mit Beschluss vom 21.05.2015 erklärte der VGH Baden-Württemberg den § 29 der Friedhofssatzung vom 21.11.2013, der ein Verbot der Verwendung von Grabmalen aus Kinderarbeit vorsieht, für ungültig. Seitdem das Verfahren anhängig war, wurde der § 29 der Friedhofssatzung nicht angewandt. Infolge des ergangenen Beschlusses ist eine Änderung des § 29 nun sinnvoll. 

Am 30.06.2015 (Az.: 5 Str 71/15) hat der BGH entschieden, dass sämtliche nach der Einäscherung verbleibenden Rückstände, d.h. auch vormals mit dem Körper fest verbundene, nicht verbrennbare Teile, zur Asche i.S.d § 168 StGB gehören. Anlässlich der Entscheidung empfiehlt der Deutsche Städtetag den Umgang mit Kremationsrückständen, insbesondere im Falle der Verwertung metallischer Rückstände, in der Satzung zu regeln.
Der Trend zur pflegefreien (Urnen-)Grabstätte hält an. Eine Weiterentwicklung des bestehenden Grabangebots sollte daher stets möglich sein, Beschränkungen bei der Errichtung neuer Grabarten, die sich durch den Satzungswortlaut ergeben, sind zu beseitigen. 

In der praktischen Anwendung der Friedhofssatzung waren außerdem einzelne Unstimmigkeiten festzustellen, die durch redaktionelle Bearbeitungen zu beheben sind. 

Zu Beschlussantrag Nr. 1:

Umgang mit metallischen Kremationsrückständen 

Mit Beschluss vom 30.06.2015 (Az.: 5 Str 71/15) hat der BGH entschieden, dass sämtliche nach der Einäscherung verbleibenden Rückstände, d.h. auch vormals mit dem Körper fest verbundene, nicht verbrennbare Teile, zur Asche i.S.d § 168 StGB gehören. Durch die unbefugte Entfernung metallischer Rückstände (wie z.B. künstliche Gelenke und sonstige Metallimplantate) aus dem Gewahrsam des Berechtigten ist der Straftatbestand des § 168 StGB (Störung der Totenruhe) erfüllt. In vielen Kommunen werden die herausgefilterten metallischen Überreste anschließend der Verwertung zugeführt, weshalb dann eine transparente Regelung zum Umgang mit dem Erlös bestehen sollte. Der Deutsche Städtetag hat anlässlich des ergangenen BGH-Urteils empfohlen, das eigene Verfahren zu überprüfen und den Gemeinderat über den Verfahrensablauf zu informieren.
Im städtischen Krematorium auf dem Pragfriedhof, das bei der Stadt Stuttgart als Betrieb gewerblicher Art betrieben wird, gibt es derzeit folgendes Verfahren: 

Nach dem Einäscherungsvorgang werden metallische Rückstände aus der Asche entfernt, bevor diese gemahlen wird. Dies dient dem Schutz der Aschenmühle vor Beschädigung. Mittels eines Magneten werden eisenhaltige Metalle aus der Asche entfernt, große Implantatstücke per Hand. Sofern möglich werden alle aussortierten Teile nach Beendigung des Mahlvorgangs zusammen mit der Asche in die Urne gegeben. Große Implantate werden jeweils mit der Nummer des Einäscherungsverzeichnisses registriert, gesammelt und auf dem Pragfriedhof beigesetzt. 
Aus systematischen Gründen soll keine Festlegung der Vorgehensweise in der Friedhofssatzung erfolgen. Das Krematorium wird als Betrieb gewerblicher Art betrieben, so dass der Umgang mit Kremationsrückständen nicht Gegenstand der Friedhofssatzung ist. In einer Dienstanweisung ist der Vorgang detailliert geregelt.

Zu Beschlussantrag Nr. 2:

QR-Codes auf Grabsteinen 

Vor einigen Monaten wurde das Thema „Anbringung von QR-Codes auf Grabsteinen/Grabstätten“ in der Presse diskutiert. Das Thema QR-Codes auf Grabmalen wird in der Friedhofssatzung bisher nicht ausdrücklich geregelt. Eine Dringlichkeit zur Regelung bestand und besteht nicht; bisher ging noch kein Antrag auf Genehmigung eines Grabmals mit einem QR-Code ein. Aus Sicht der Verwaltung sollten QR-Codes zugelassen werden, wobei keine ausdrückliche Regelung in die Satzung aufgenommen werden muss. 

Der auf dem Grabmal dargestellte QR-Code wird bei der Prüfung des Grabmalersterstellungsantrags als Schriftart behandelt, geprüft und genehmigt. Der Inhalt des QR-Codes (die hinterlegte Homepage) ist bei der Antragstellung offen zu legen und der Antragsteller hat zu bestätigen, dass er selbst für den Inhalt der Homepage und deren Einklang mit der Satzung verantwortlich ist und bleibt. Er ist außerdem darauf hinzuweisen, dass sich die Verwaltung vorbehält, die Homepage stichprobenartig zu überprüfen. 

Theoretisch wäre es möglich, dass die Friedhofsruhe durch die Wiedergabe von akustischen Inhalten der Homepage (z. B. Videos, Musik) gestört werden könnte. Auch könnten auf der Homepage Werbung oder anstößige Inhalte hinterlegt sein. Auf solche Verstöße kann aber bereits auf Grundlage der bestehenden Friedhofssatzung reagiert werden. 

Die Vorschrift § 6 Abs. 3 Nr. 10 der Friedhofssatzung wird zur Klarstellung so formuliert, dass smarte Endgeräte vom Wortlaut erfasst werden. In § 6 Abs. 3 Nr. 2 ist außerdem Werbung aller Art untersagt. Befinden sich auf der Homepage anstößige Inhalte oder Werbung, entsprechen diese nicht der Würde des Friedhofs und können daher untersagt werden. 

Zu Beschlussantrag Nr. 3:

Neufassung der Friedhofssatzung

3.1 Zulassung von sogenannten „Leintuchbestattungen“ aus religiösen Gründen 

     (§ 11 Abs. 7)
Am 1.04.2014 wurde das Bestattungsgesetz Baden-Württemberg geändert. Von der Vorgabe des § 39 BestattG, dass Verstorbene nur in Särgen erdbestattet werden dürfen, können nun Ausnahmen zugelassen werden: In den Fällen, in denen die Religionszugehörigkeit eine Bestattung ohne Sarg vorsieht, können die Verstorbenen in Tüchern erdbestattet werden, sofern keine gesundheitlichen Gefahren zu befürchten sind. Durch diese Lockerung des Bestattungsgesetzes haben insbesondere Muslime eine Erleichterung, da für diese aus religiösen Gründen die Bestattung im Sarg nur sehr schwer zu akzeptieren war. 

Seit der Änderung des Bestattungsgesetzes fanden im muslimischen Gräberfeld auf dem Hauptfriedhof bereits acht Leintuchbestattungen sowie auf dem Friedhof Münster eine - ebenfalls muslimische Leintuchbestattung statt.
Der Transport der Verstorbenen bis zur Grabstätte hat auch nach der Änderung des Bestattungsgesetzes in einem geschlossenen Sarg zu erfolgen. Entsprechend dem muslimischen Bestattungsritus können der Transport des Sarges und das Verfüllen des Grabes auf Wunsch der Angehörigen ganz oder teilweise durch diese erfolgen. In diesen Fällen sind jedoch immer städtische Mitarbeiter mit vor Ort, um ggf. eingreifen zu können.

Zur Rechtssicherheit sollte die Gesetzeslage in der Friedhofssatzung dargestellt und bezüglich der Abläufe konkretisiert werden.

3.2 Streichung des Verbots von Materialien aus ausbeuterischer Kinderarbeit und 
      Aufnahme einer Empfehlung zum Umgang mit solchen Materialien (§ 29)
Am 20.06.2012 hatte der Landtag Baden-Württemberg eine Änderung des Bestattungsgesetzes Baden-Württemberg (BestattG Ba-Wü) beschlossen und Friedhofsträger ermächtigt, die Verwendung von Materialien und Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit zu untersagen (§ 15 Abs. 3 BestattG Ba-Wü). Daraufhin wurde mit der letzten Satzungsänderung in § 29 der aktuell gültigen Friedhofssatzung aufgenommen, dass auf den Stuttgarter Friedhöfen die Verwendung von Materialien und Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit untersagt ist. Im März 2014 erhoben diverse Steinmetzunternehmer eine Normenkontrollklage gegen diesen § 29 der Friedhofssatzung. An der derzeitigen Regelung ist problematisch, dass für die Normbetroffenen nicht hinreichend erkennbar ist, wie ein Nachweis darüber erbracht werden kann, dass bestimmte Produkte nicht unter das Verbot fallen. Mit Beschluss vom 21.05.2015 erklärte der VGH Baden-Württemberg die Regelung des § 29 der derzeit gültigen Friedhofssatzung vom 21.11.2013 für unwirksam. Aufgrund dieser Entscheidung ist der Inhalt des § 29 daher zu streichen.
Trotz der Entscheidung des VGH Baden-Württemberg wird das Thema aktuell diskutiert:
Im Landtag Baden-Württemberg wird ein Gesetzesentwurf zur Änderung des Bestattungsgesetzes beraten. Der Städtetag Baden-Württemberg hat in seiner Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zum Ausdruck gebracht, dass die Einrichtung einer staatlich anerkannten Zertifizierungsstelle erforderlich ist, um Rechtssicherheit für Kommunen und Unternehmer zu schaffen. 
Bei der Stadt wurde auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (GRDrs 303/2015) eine Informationskampagne zur Aufklärung von Verbrauchern erarbeitet. Der Flyer „Besser Fair“ ist u.a. bei folgenden Stellen erhältlich:

Evangelisches Dekanat, Katholisches Dekanat, Netzwerk Stein, Steinmetz Innung Stuttgart, Verband der kontrollierten Bestattungsunternehmen, Rathaus (Foyer), Friedhofsbetriebe und beim Städtischen Bestattungsdienst.

Die Hinterbliebenen sollen für das Thema „Grabsteine aus Kinderarbeit“ sensibilisiert und dahingehend beraten werden, möglichst keine Natursteine aus Kinderarbeit zu erwerben.
Bis zum Inkrafttreten einer neuen Regelung im BestattG Ba-Wü soll in der Satzung - anstatt einer ersatzlosen Streichung des § 29 - eine Empfehlung an Verbraucher und Unternehmer treten, von der Aufstellung solcher Grabmale aus ausbeuterischer Kinderarbeit freiwillig Abstand zu nehmen. Die ausdrückliche Bereitschaft der Landeshauptstadt Stuttgart, insbesondere Grabnutzungsberechtigte hierüber aufzuklären, wird ebenfalls aufgenommen.
Die Teilnehmer am „Runden Tisch Friedhofskultur“ haben in der Sitzung am 15.03.2016 sowohl der Erarbeitung eines Flyers als auch der übergangsweisen Aufnahme einer entsprechenden Empfehlung in die Friedhofssatzung zugestimmt.

3.3 Fundamentierungen bei Rasengräbern (§ 19 b Abs. 3)
Die Fundamentierungsarbeiten bei Rasengräbern wurden auf Grundlage der derzeit gültigen Satzung ausschließlich vom Garten-, Friedhofs- und Forstamt ausgeführt. Neben betonierten Streifenfundamenten wurden auch Hülsenfundamente eingebaut, für die ein einheitliches Stecksystem vorgesehen war. Der Einbau eines Hülsenfundaments mit Rasengrabplatte gestaltet sich in der Praxis gerade an Hanglagen schwierig und hat sich nicht bewährt.
Fundamentierungsarbeiten an anderen Gräbern werden regelmäßig von Steinmetz- oder Bildhauerbetrieben vorgenommen. Zukünftig soll deshalb auch die Fundamentierung der Liegeplatten bei Rasengräbern von Steinmetzunternehmern übernommen werden. Dort, wo bereits Hülsenfundamente vorhanden sind, sind diese jedoch weiter zu nutzen, wobei eine exakte Steinstärke von 8 cm eingehalten werden muss. Diese Einschränkung ist aus Sicherheitsgründen notwendig.

3.4 Redaktionelle Änderungen 
In der praktischen Anwendung der Friedhofssatzung sind einige Unstimmigkeiten aufgefallen, die durch kleinere redaktionelle Änderungen beseitigt werden können: 

Bisher wurden z. B. die Verschlussplatten des Krematoriums zum Teil als „sonstiges Grabzubehör“ behandelt (Verkehrssicherheit), zum Teil aber separat genannt. Da die Verschlussplatten vom Wortsinn her nicht unter den Begriff “sonstiges Grabzubehör“ passen, werden diese nun explizit genannt (§ 28).
Neben Grabstätten, die durch eine besondere Lage „Grabstätten in Sonderlage“ darstellen, werden auch Baum- und Rasengräber als solche behandelt. Zur Klarstellung wurde daher eine Definition des Begriffs „Grabstätte in Sonderlage“ vorgenommen (§ 16). 

In der Praxis kommt es vor, dass Testamentsvollstreckern eingeschränkte Nutzungsrechte eingeräumt werden, damit eine Grabstätte erhalten werden kann, obwohl der Nachlass noch nicht abgewickelt werden kann. Bisher wurden diese unter den Begriff „juristische Personen“ gefasst, was rechtlich nicht stimmt. Testamentsvollstrecker werden deshalb bei den eingeschränkten Nutzungsrechten nun separat genannt (§ 21). 

Die aktuelle Friedhofssatzung sieht vor, dass die Anzahl der Nutzungsrechte einer Baumgrabstätte auf vier beschränkt ist. Aufgrund der hohen Nachfrage an Baumgrabstätten ist es aus Sicht der Verwaltung sinnvoll, sich die Möglichkeit zu eröffnen, einzelne Baumgrabstätten z.B. bei schönen Solitärbäumen so zu gestalten, dass auch mehr als vier Nutzungsrechte vergeben werden können (§ 19 a).
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